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AM 22. SEPTEMBER 2002 entscheiden die stimmberechtigten Schweizerinnen und 
Schweizer über die Verwendung der nicht mehr benötigten Goldreserven der 
Schweizerischen Nationalbank (SNB). Mit dieser Vorlage verbindet sich die 

Frage nach der Realisierung der «Stiftung Solidarität Schweiz» - eine außergewöhn­
liche, ja einmalige Konstellation, in der sich nüchterne finanzpolitische Fakten mit dem 
Appell an solidarisches Handeln verbinden. Nach der Aufhebung der Goldbindung des 
Frankens steht die Hälfte dieser Währungsreserven, nämlich 1300 Tonnen Gold, zur 
Disposition. Die SNB hat bereits mit dem Verkauf des Goldes begonnen. Aus diesen 
Verkäufen wird ein Sondervermögen von ca. 19 Milliarden Franken entstehen, mit dem 
jährlich Zinsen zwischen 700 und 750 Millionen Franken erwirtschaftet werden. Über 
die Verwendung dieses Sondervermögens ist eine Auseinandersetzung entstanden, die 
seit fünf Jahren geführt und nun mit einer Volksabstimmung beendet wird. 

Ein Zeichen für die Zukunft setzen 
1997 lancierte der damalige Schweizer Bundespräsident Arnold Koller die Idee einer 
Solidaritätsstiftung, zu einem Zeitpunkt, als sich die Schweiz mit den Fehlern und Ver­
säumnissen ihrer Vergangenheit vor allem im Zusammenhang mit den nachrichtenlosen 
Vermögen auseinanderzusetzen hatte. Die damals bereits eingesetzte Historiker-
Kommission (Bergier-Kommission) hat ihren Schlußbericht über «Die Schweiz, der 
Nationalsozialismus und der 2. Weltkrieg» im Frühjahr 2002 vorgelegt. Die Idee der 
Solidaritätsstiftung aber sollte ein Zeichen für die Zukunft setzen: «Not, Armut, Unge­
rechtigkeit, Völkermord und Mißachtung der Menschenrechte sind ja nicht nur Ereig­
nisse der Geschichte, sondern sie sind auch unübersehbare und stoßende Realitäten von 
heute», erklärte der Bundespräsident. Es wurde vorgeschlagen, die Soüdaritätsstiftung 
mit einem Teil der zur Verfügung stehenden Goldreserven zu finanzieren; ihre Reali­
sierung wurde dem politischen Alltag überantwortet. Das schweizerische Parlament und 
die Landesregierung fanden erst nach langen Debatten und mühevollen Auseinander­
setzungen zum Vorschlag, wie er nun der Volksabstimmung unterbreitet wird. Er muß 
sich gegen eine Volksinitiative durchsetzen, die erklärtermaßen die Solidaritätsstiftung 
verhindern will. 
Von Anbeginn an opponierte die Schweizerische Volkspartei (SVP) mit aller Kraft ge­
gen die Solidaritätsstiftung, die sie als Erpressung des World Jewish Congress bis auf den 
heutigen Tag diffamiert. Sie will mit ihrer Volksinitiative, daß die nicht mehr benötig­
ten Goldreserven dem Fonds der Alters- und Hintèrlassenenversicherung (AHV) über­
wiesen werden müssen. ̂ _ 
Die Landesregierung und das Parlament schlagen dagegen vor, das Sondervermögen zu 
erhalten und die Zinserträge während dreißig Jahren zu je einem Drittel der AHV, den 
Kantonen (Ländern) und der Solidaritätsstiftung zuzuweisen. Die Stiftung würde jähr­
lich ca. 250 Millionen Franken erhalten, die je zur Hälfte für Projekte im In- und Aus­
land eingesetzt werden könnten. Es ist ein schweizerischer Kompromiß, der nicht den 
kleinsten gemeinsamen Nenner sucht und der an die Verteilgerechtigkeit und an die 
humanitäre Tradition des Landes appelliert: an den Erträgen des Sondervermögens sol­
len möglichst vielepartizipieren, und die künftige Generation soll darüber entscheiden, 
wie das Kapital dannzumal zu verwenden ist. Gegen diesen Vorschlag wendet sich auch 
eine Gruppe von Politikern, die ein doppeltes Nein einlegen und fordern, das Sonder­
vermögen sei für die Schuldensanierung einzusetzen. Da in der Abstimmung auch bei­
den Vorschlägen zugestimmt werden kann, müssen die Stimmberechtigten zudem ent­
scheiden, welche Vorlage sie bei einem doppelten Ja bevorzugen würden. 
In der Vielfalt der Parolen spiegeln sich Bilder des Kleinmuts, des Egoismus und der 
Perspektivelosigkeit, aber auch Bilder einer selbstbewußten und über ihre eigenen 
Grenzen aufgeklärten Schweiz. Die Schweiz kann diesen ihr zugefallenen Reichtum 
als Chance nutzen, ein solidarisches Zeichen für die Zukunft zu setzen. 
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Rechter Populismus in Polen 
Die «Liga Polnischer Familien» (Liga Polskich Rodzin, LPR) 

Die Renationalisierungstendenzen in der EU und in etlichen 
Beitrittsstaaten sind unverkennbar. Spektakuläre Ereignisse -
wie die Ermordung des niederländischen Rechtspopulisten Pim 
Fortuyn im Mai 2002 - verdeutlichen, daß es sich hierbei um ein 
überaus brisantes Problem handelt und daß populistische Partei­
en und deren Führer für das politische Establishment und den 
Erhalt demokratischer und toleranter Gesellschaften in Europa 
eine ernstzunehmende Herausforderung darstellen. Jörg Haider, 
Silvio Berlusconi, aber auch Jean-Marie Le Pen, mit dem spekta­
kulären Erfolg seines Front National anläßlich der ersten Runde 
der französischen Präsidentschaftswahlen, sind nur die bekann­
testen Beispiele. Dabei ist offenkundig, daß all diese Politiker 
Themen aufgegriffen haben und aufgreifen, die vom politischen 
Establishment der großen Volksparteien Europas aus nationalen 
und internationalen Opportunitätsgründen gerne gemieden 
werden. Dies entspricht zwar der politicai correctness, läßt aber 
allenthalben die sogenannten «Unter-uns-gesagt-Gesellschaften» 
entstehen. Folglich werden Probleme wie Zuwanderung und 
Überfremdung, offene Grenzen und grenzüberschreitende Kri­
minalität, europäische Integration und nationale Identität, Glo­
balisierung und Arbeitsmärkte zu zentralen Themen populistisch 
agierender Politiker, denen es zunehmend gelingt, beachtliche 
Wahlerfolge - auch bei den Gesellschaften der EU-Beitrittskan­
didaten - zu erzielen.1 

Dies betrifft auch die Republik Polen, in deren Parlament sich 
nach den Wahlen im September 2001 gleich mehrere populi­
stische Parteien etablieren konnten, die einer weiteren .Interna­
tionalisierung - und somit auch einem EU-Beitritt oder der 
Nato-Mitgliedschaft ihres Landes - kritisch gegenüberstehen 
oder sie ablehnen. Außer der «Liga Polnischer Familien» (Liga 
Polskich Rodzin, LPR) handelt es sich dabei um die «Selbstver­
teidigung» (Samoobrona) des radikalen Bauernführers Andrzej 
Lepper sowie um die Law and Order-Partei des ehemaligen 
Justizministers Lech Kaczyński «Recht und Gerechtigkeit» 
(Prawo i Sprawiedliwość). Mit der «Liga Polnischer Familien» 
(LPR), die im September 2001 mit 7,9 Prozent der abgegebenen 
Wählerstimmen einen beachtlichen Wahlerfolg erzielen konnte, 
wollen wir uns in diesem Beitrag näher beschäftigen. 

Die Entstehung der LPR 

Die «Liga Polnischer Familien» wurde am 30. Mai 2001, also vier 
Monate vor den Parlamentswahlen im September 2001, als Par­

tei registriert. Sie vereinigt die Vertreter radikaler nationalisti­

scher und fundamentalistisch­katholischer Gruppen in sich und 
ist, was ihre Zusammensetzung angeht, größtenteils aus der 
«Wahlaktion Solidarność» (AWS) hervorgegangen.2 Bekannt­

lich handelte es sich bei diesem Wahlbündnis um eine lose Ver­

einigung unterschiedlichster Parteien konservativer und nationa­

ler Provenienz, die ursprünglich der Gewerkschaft «Solidarność» 
nahegestanden hatten. 
Das seit den Parlamentswahlen vom September 2001 nicht mehr 
im Sejm vertretene Wahlbündnis AWS, das unter Ministerpräsi­

dent Buzek bis dahin Regierungsverantwortung getragen hatte, 
war dabei unter anderem auch ein Sammelbecken extrem rech­

ter Parteien und Gruppierungen. So wurde die rechtspopulisti­

sche Partei «Bewegung für den Wiederaufbau Polens» (Ruch 
Odbudowy Polski, ROP) vom rechten Flügel der AWS umwor­

ben. Zum Obersten Rat von ROP gehörte der nationalistisch und 
1 Zbigniew Wilkiewicz, Gemeinsame Tagung der Ost­West­Institute im 
Gesamteuropäischen Studienwerk Vlotho 2001: Europäischer Einigungs­
prozeß versus Renationalisierung, in: aktuelle ostinformationen (2002), 
1­2, S. 44­57, 44ff. 
2 Zbigniew Wilkiewicz, Die polnischen Parlamentswahlen und die EU­Er­. 
Weiterung, in: aktuelle ostinformationen (2002), 1­2, S. 1­11, 4. Posłowie 
Ligi Polskich Rodzin, in: Tygodnik Głos, 6.10.2001. (http://www.glos.com. 
pl/archiwum/040/Olwyda/wyda.htm). 

antisemitisch argumentierende Vorsitzende der Betriebskom­

mission der NSSZ «Solidarność» in den Ursus­Werken, Zygmunt 
Wrzodak3, der nunmehr auch in der Führung der Liga vertreten 
ist. Der explizite EU­Gegner Jan Łopuszański4, einst Mitbegrün­

der des katholisch­fundamentalistischen ZChN (Christlich­Na­

tionale Vereinigung), ergriff im Jahre 2001 zusammen mit Zyg­

munt Wrzodak und anderen die Initiative zur Gründung der 
LPR. Zu ihnen zählten der Vorsitzende des «Bündnisses für 
Polen», Gabriel Janowski5, Roman Giertych6 als Ehrenvorsitzen­

der der rechtsextremen «Allpolnischen Jugend», Jan Olszewski7, 
Vorsitzender des oben erwähnten ROP, sowie Prof. Adam Biela8 

vom «Allpolnischen Forum der Gesellschaften zur Verleihung 
von Eigentum». Dabei warf man der AWS vor, daß sie in ihrer 
Regierungszeit nicht in der Lage gewesen sei, eine nationale pol­

nische Politik durchzusetzen und sich dem Diktat der Freiheits­

union gebeugt hätte. Der offizielle Beschluß zur Unterstützung 
der LPR wurde am 22. Juni 2001 in Warschau veröffentlicht. Er 
trägt die Unterschriften von Zygmunt Wrzodak, Roman Gier­

tych, Jan Łopuszański, Witold Tomczak9, Mariusz Grabowski10, 
Adam Biela, Józef Dąbrowski und Antoni Macierewicz11 und hat 
folgenden Wortlaut: «In Sorge um das Wohl Polens und im Be­

wußtsein, daß es schwierig ist, die bisher zerstreut agierenden 
Kräfte zu bündeln, einigen sich die Unterzeichner darauf, bei den 
bevorstehenden Parlamentswahlen eine Wahlliste, die Wahlliste 
3 Nach den Präsidentschaftswahlen des Jahres 1995 war Wrzodak Mit­
begründer der «Bewegung für den Wiederaufbau Polens» (ROP). 1997 
kandidierte er für das Parlament, zog sich aber dann für einige Jahre aus 
der Politik zurück. 
4 Jan Łopuszański war für ZChN langjähriger Parlamentsabgeordneter, 
wurde aber im Frühjahr 1998 aus der AWS ausgeschlossen, da er sich ge­
gen die polnische EU­kompatible Verwaltungsreform aussprach. Im April 
1999 trat er auch aus dem ZChN aus und dem Abgeordnetenkreis «Polni­
sche Verständigung» bei. 
5 Gabriel Janowski war Begründer der Bauernpartei PSL­Porozumienie 
Ludowe, zwischen 1991 und 1993 Minister für Landwirtschaft, Mitbegrün­
der der AWS und nach den Wahlen von 1997 Abgeordneter der AWS. Er 
setzte sich vehement für eine polnische Zucker­Holding ein und ist ent­
schiedener Gegner des Verkaufs polnischer Ackerflächen und polnischer 
Industrie an ausländische Investoren. In den letzten Jahren fiel er immer 
wieder durch skandalträchtige parlamentarische und außerparlamentari­
sche Aktionen auf. Vgl. auch: Mariusz Janicki, Archanioł Gabriel, in: 
Polityka, 3.3.2001, S. 19ff. 
6 Roman Giertych ist Rechtsanwalt, nunmehr Abgeordneter der LPR, 
Feuilletonist von «Radio Maryja» und Begründer der extrem nationalisti­
schen «Allpolnischen Jugend». Er ist ein Enkel des lange Jahre im engli­
schen Exil lebenden Apologeten der polnischen Nationaldemokratie, 
Jędrzej Giertych. Vgl. auch: Mariusz Urbanek, W trójkę jedyni, in: Poli­
tyka, 13.10.2001, S. 24ff. 
7 Jan Olszewski war von 1991 bis Juni 1992 Ministerpräsident. Er mußte im 
Zusammenhang mit der von A. Macierewicz ausgelösten Affäre (vgl. 
Anm. 11) mit seinem Kabinett zurücktreten. Danach gründete er dié «Be­
wegung für die Republik» und später die «Bewegung für den Wiederauf­
bau Polens», an deren Spitze er bis 1995 stand. Er kandidierte 1995 und 
2000 für das Amt des Präsidenten. Im Jahr 2000 zog er seine Kandidatur 
kurz vor den Wahlen zurück. 
8 Adam Biela ist habilitierter Psychologe und lehrt an der Katholischen 
Universität in Lublin. 
9 Der Arzt und extreme Nationalist Witold Tomczak wurde 1997 mit Un­
terstützung der Vereinigung «Polnische Familie» als Abgeordneter des 
AWS ins Parlament gewählt. Nach wenigen Monaten verließ er die Reihen 
der AWS und schloß sich der Gruppe «Neuer Kreis» um Łopuszański an. 
Er rief einen landesweiten Skandal hervor, als er sich Ende Dezember 
2000 an der Beschädigung einer avantgardistischen Skulptur von Mauro­
zio Cattelana,­die Papst Johannes Paul II. darstellte, beteiligte. 
10 Grabowski war von 1990 bis 1999 in führender Position beim ZChN 
und ab 1999 in der «Polnischen Verständigung». Für diese Parteien war er 
zwischen 1991 und 1993 sowie 1997­2001 Parlamentsabgeordneter. Im 
September 2002 zog er für LPR ins Parlament ein. 
11 Antoni Macierewicz war 1989­1992 stellvertretender Vorsitzender des 
ZChN und von 1991 bis Juni 1992 Innenminister in der Regierung von Jan 
Olszewski. Im Zusammenhang mit seinem Rücktritt, Ergebnis eines von 
ihm hervorgerufenen Politikskandals, bei dem es um die Veröffentlichung 
einer Liste angeblicher Mitarbeiter des Geheimdienstes ging, wurde er aus 
der ZChN ausgeschlossen. Ab 1997 stand Macierewicz an der Spitze der 
von ihm begründeten «Katholisch­Nationalen Bewegung». 
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der Liga Polnischer Familien, zu unterstützen. Der Vorsitzende 
des Wahlkomitees der LPR ist Marek Kotlinowski.12 Wir werden 
alles tun, damit sich unserer Initiative diejenigen Gruppierungen 
anschließen, die sich für die Souveränität Polens, den Widerstand 
gegen das Diktat der EU, den Respekt vor der christlichen Mo­
ral, den Fortbestand polnischen Eigentums und die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze einsetzen. Wir haben uns auf ein Programm 
geeinigt, das wir auf dem Wahlkonvent am 1. Juli in Warschau 
vorstellen werden.»13 

«Wohin strebst du, Polen?» 

Bereits einige Jahre vor den Parlamentswahlen des Jahres 2001 
war es seitens nationalistischer und katholisch­fundamentalisti­
scher Gruppierungen und Medien zu einer massiven Kritik an 
der Regierungspolitik der Mitte­Rechts­Koalition aus AWS und 
Freiheitsunion gekommen. Ein Dokument ersten Ranges bildet 
in diesem Zusammenhang zweifelsohne der. 1999 veröffentlichte 
Bericht «Wohin strebst du, Polen?», der eine Zusammenfassung 
der Debatten extrem rechter Repräsentanten aus Wissenschaft 
und Kultur darstellt, die vom Krakauer Verein «Denken für 
Polen» organisiert wurden. In diesem Text werden die Verände­
rungen in Polen nach der Wende des Jahres­1989 kritisch und 
tendenziös beleuchtet. Der Bericht wurde von der Tageszeitung 
«Nasz Dziennik» in einer Auflage von einer Million Exemplaren 
abgedruckt, erreichte also wahrscheinlich eine große Zahl von 
Lesern. Das Dokument weckte die Erwartung, daß es den 
Grundstein für die Einigung und Kooperation all jener Polen 
legen könnte, die bereit seien, die nach Ansicht der Autoren 
gefährliche Entwicklung in Polen zu stoppen.14 

In ihm wird ausgeführt, daß Polen nach zehn Jahren Transfor­
mation vor dem ethisch­moralischen,.politischen und wirtschaft­
lichen Ruin stehe. Das Land sei eine Scheindemokratie, die 
durch korrupte, antinationale Eliten geführt werde: «Dieser 
moralische Marasmus hat von oben bis unten alle Ebenen der 
Staatsmacht erfaßt und steckt die gesamte Gesellschaft an. Der 
Prozeß der allgemeinen Demoralisierung wird durch die Mas­
senmedien vertieft, vor allem durch das öffentliche Fernsehen, 
das besonders den moralischen Relativismus fördert, die Unter­
schiede zwischen Lüge und Wahrheit, zwischen Ehrlichkeit und 
ihrem Mangel, zwischen Intelligenz und ihrem Anschein, zwi­
schen Anstand und Vulgärem verwischt.»15 

Im Zusammenhang mit dem als schädlich bewerteten EU­
Beitritt des Landes wird ein Referendum gefordert sowie der 
Nato­Einsatz Polens im Rahmen des «jugoslawischen Aben­
teuers» verurteilt. Kritisiert wird das Versagen des Staats. 
Während sich die korrupten Eliten ihre Taschen füllten, sei der 
Staat nicht in der­Lage, die elementarsten Pflichtaufgaben zu er­
füllen: weder in der Gesundheitsvorsorge noch bei den Renten 
und der Bildung. Für die Stützung der Landwirtschaft und Le­
bensmittelindustrie, den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und 
die Unterstützung der heimischen Industrie gebe es keine Mittel, 
dagegen wachse die unproduktive Bürokratie in schwindelerre­
gendem Tempo. Zugenommen habe die Verarmung der Gesell­
schaft; die Beschäftigten im öffentlichen Dienst, vor allem Leh­
rer und Wissenschaftler, seien unterbezahlt. Ganze Industrie­
und Wirtschaftszweige befänden sich in fremden Händen, die 
Profite würden ins Ausland überwiesen. 
Zu beklagen sei die zivilisatorische Regression: während man 
patriotische Werte­ins Lächerliche ziehe, herrsche eine primitive 
Massenkultur vor. Die Gesellschaft verwandle sich in eine An­
sammlung von Konsumenten und in ein Reservoir von Arbeits­
kräften. Gleichzeitig steige die gewöhnliche und organisierte Kri­

12 Der Rechtsanwalt Marek Kotlinowski gehört seit 1991 dem extrem rech­
ten Stronnictwo Narodowe an, ab 2001 der LPR, für die er im September 
2001 auch ins Parlament einzog. 
13 http://www.lpr.pl/dok oficjalne/spis2.html.< 
14 Dokąd zmierzasz Polsko?, in: http://www.lpr.pl/dok oficjalne/KMdP 
l.html. 
15 Ebd., S. 2. 

minalität an, während das Recht und die Rechtsprechung immer 
mehr an Autorität einbüße.16 

Die Politik der .zusammen mit der Freiheitsunion regierenden 
ÄWS wird als Fiasko bezeichnet, allen anderen Parteien ­ außer 
der Bauernpartei PSL ­ wird im Grunde genommen unterstellt, 
sie betrieben eine antinationale, antipolnische Politik im Interes­
se fremder Mächte, in erster Linie im Interesse der EU, deren 
Politik für Polen verhängnisvoll sei. Die propolnische Opposi­
tion habe im polnischen Parlament lediglich einen symboli­
schen Charakter.17 Es gelte deshalb, all jene Massenmedien 
zu unterstützen, die sich als explizit national und katholisch ver­
stehen (Radio Maryja, Nasz Dziennik, Nasza Polska), hingegen 
müßten alle Medien mit antipolnischem Charakter bekämpft 
werden. 
Zu ändern sei die Wahlordnung hin zu. einem Mehrheitswahl­
recht mit Wahlbezirken mit nur einem einzigen Mandat, wo­
durch der direkte Einfluß des Wählers gestärkt werden könne. 
Das Gerichtswesen müsse effizient und gerecht agieren, die ge­
genwärtige Situation radikal verändert werden. Die Rolle eines 
allgemeinen Referendums, besonders im Hinblick auf den EU­
Beitritt Polens, müsse gestärkt werden. 
Vier grundlegende Fehler, die bisher eine erfolgreiche Integra­
tion der propolnischen Kräfte verhindert hätten, seien in Zu­
kunft zu beheben: Es fehle an einem präzisen und verständlichen 
Programm, die eigenen Partei­ oder Gruppeninteressen seien 
bisher nicht zugunsten des gemeinsamen Ziels zurückgestellt 
worden, bislang gebe es keinen funktionierenden Mechanismus 
zur Förderung kreativer, kompetenter und moralisch integrer 
Menschen, schließlich habe man bei den Einigungsversuchen im­
mer wieder Personen und Gruppierungen zugelassen, deren Zie­
le den polnischen Interessen widersprechen und die sich nicht 
mit den grundlegenden programmatischen Thesen identifizieren. 
Es sei also zunächst notwendig, mit Fachleuten besetzte Arbeits­
gruppen zu bilden, die sich der Ausarbeitung eines Sanierungs­
programms auf kleinstem gemeinsamem Nenner widmen sollten. 
Deshalb appellieren die Autoren inständig an alle Polen, für die 
das Vaterland den höchsten Werf und die höchste Pflicht dar­
stelle, den vorliegenden Bericht genau zu analysieren, sich Ge­
danken hinsichtlich eines Rahmenkonzepts zu machen und sich 
dem großen Werk der Sanierung des Vaterlands anzuschließen.18 

«Polen! Kehre dich von diesem Weg ab!» 

Zwei Jahre später, mitten im Wahlkampf, warben Autoren aus 
dem gleichen Lager mit einem Text, der sich direkt auf das oben 
zitierte Dokument bezog und der den dramatischen Titel «Polen! 
Kehre dich von diesem Weg ab!» trägt, für die kurz zuvor 
begründete LPR. Unterzeichnet ist der mit dem 18. Juli 2001 da­
tierte Aufruf von achtzehn Akademikern, davon acht Hoch­
schullehrern.19 Abgehoben wird auf die schwierige wirtschaftli­
che Situation des Landes, die hohe Arbeitslosigkeit und das hohe 
Haushaltsdefizit, auf die allenthalben herrschende Korruption 
sowie die schwierige materielle Situation der Bevölkerung. Be­
klagt wird der zunehmende Einfluß fremden Kapitals sowie der 
Verkauf der wertvollsten Branchen an ausländische Firmen, die 
ihre Gewinne vermehrt ins Ausland transferierten, anstatt sie in 
Polen zu investieren. Der Verfall von Bildung und Kultur, die 
moralische Zerrüttung des Landes seien kaum noch aufzuhalten. 
Für die schlechte Lage werden nunmehr alle wichtigen Akteure 
in der polnischen Parteienlandschaft verantwortlich gemacht: 
«Die Parteien Vereinigte Demokratische Linke (SLD), Freiheits­
union (UW), Arbeitsunion (UP), aber auch deren monströse 
Varianten ­ die Bürgerplattform (PO) sowie die Wahlaktion 
<Solidarność> Rechte (AWS Prawica) tragen die volle Verant­
wortung für die gegenwärtige Situation.»20 Deshalb dürfe kein 
16 Ebd., S. 3. 
,7Edb.,S.6; 
18 A.a.O. (Anm. 13), S. 8f. 
K Polsko! Zawróć z tej drogi!, in: http://lpr.pl/dok oficjalne/KMdP­2.html: 
20 Ebd., S. 2. 
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aufrechter Pole eine dieser Parteien wahlen. Nur die LPR biete 
eine erfolgreiche Aussicht auf den Erfolg propolnischer Kräfte. 
Allerdings müsse klar sein und sichergestellt werden, daß eine 
Mobilisierung des Volkes nur dann erfolgen könne, wenn bei den 
rechten Gruppierungen, die die LPR bilden, das Kirchturmden­
ken überwunden werde. Die Politiker der LPR sollten eine ele­
mentare Demut und Bescheidenheit, den Willen zur Arbeit und 
zu Opfern an den Tag legen, die Menschen müßten erkennen, 
daß es der Liga um Polen und die Polen gehe. Der Text endet mit 
einem pathetischen Aufruf, der in bester Tradition des polni­
schen Messianismus steht: «Es wird kein Geld geben und. keine 
Massenmedien, sondern Schwierigkeiten, Hohn und unerwarte­
te Aktionen der Feinde Polens. Wir körinen ihnen nur unser 
Engagement entgegenstellen, wir müssen unsere nationalen Bin­
dungen wiederbeleben, um zu jedem Polen und zu jeder Polin 
vorzudringen. Wir müssen diese Schlacht gewinnen und die Welt 
erneut in Erstaunen versetzen.»21 

Damit wird wieder auf eine nur schwer zu legitimierende Son­
derstellung Polens abgehoben und eine politische Vorbildfunk­
tion der einzelnen Funktionäre der LPR angemahnt, die ange­
sichts des offensichtlich undemokratischen, intoleranten und 
skandalösen Fehlverhaltens einzelner Vertreter der politischen 
Rechten geradezu grotesk anmuten muß. 

Das Programm des nationalen Solidarismus 

Handelte es sich bislang um eine überwiegend negativ formulier­
te Kritik an den in Polen herrschenden politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen,'in der man von einer antipolni­
schen Verschwörung ausging und unterstellte, daß es nach 1989 
kein einziges politisches Lager gegeben hätte, das sich wirklich 
um polnische Interessen gekümmert hätte, so war es vor den Par­
lamentswahlen des Jahres 2001 notwendig, diese Kritik positiv 
umzuformulieren und zumindest in Ansätzen ein Programm zu 
formulieren. 
Nachstehend zitieren wir deshalb ausführlich aus den von dem 
Vorsitzenden Marek Kotlinowski und dem für den Wahlkampf 
der LPR verantwortlichen Zygmunt Wrzodak unterzeichneten 
programmatischen Grundsätzen der Partei, die während des Par­
lamentswahlkampfes im September 2001 in dieser Form zu einer 
Art Wahlplattform der Partei wurden. 
«Die alte und die aktuelle politische Klasse rechnet damit, daß 
es gelingen wird, mit dem wirtschaftlichen und biologischen 
Niedergang der Bedeutung Polens unser Volk in der gleichge­
schalteten kosmopolitischen EU aufzulösen. Diesem Ziel dienen 
die sogenannten Reformen von Sachs und Söros, die von Bal­
cerowicz, Baue und anderen mit Unterstützung von Kwasniew­
ski, Michnik und den kosmopolitischen Medien durchgeführt 
werden. 
Deshalb haben wir mit Hilfe zahlreicher rechtschaffener, über­
durchschnittlicher und ehrlicher Polen-Katholiken das Wahl­
komitee der Liga Polnischer Familien geschaffen, das sich der 
Hydra und Heuchelei der sogenannten Linken und Rechten ent­
gegenstellen wird. 
In unserer politischen Arbeit haben wir das Wohl unseres gelieb­
ten Vaterlands und das Wohl der polnischen Familien im Auge. 
Wir haben ein sozioökonomisches Programm erarbeitet, das 
wir Programm des nationalen Solidarismus nennen. Dieses Pro­
gramm basiert auf folgenden Grundsätzen: 
Erstens: Wir werden die fortschreitende Armut und Arbeits­
losigkeit stoppen, die Wirtschaft durch Steuersenkungen bele­
ben, die Inflation begrenzen, die Kosten für einen Kredit auf ein 
Minimum reduzieren, das ausländische Kapital dazu zwingen, die 
erwirtschafteten Profite in Polen zu investieren. Wir werden Pen­
sionen und Renten erhöhen, die Steuern für kinderreiche Fami­
lien abschaffen, den bezahlten Erziehungsurlaub für Mütter ver­
längern und keine weiteren Preissteigerungen für Energie und 
Gas zulassen. 

21 Ebd., S. 4. 

Zweitens: Wir werden den (von Polen unterzeichneten) Europa-
Vertrag mit der EU, derjährlich wirtschaftliche Verluste in Höhe 
von 12 Mrd US$ verursacht und über 1,5 Mio Arbeitslose gene^ 
riert hat, kündigen. 
Drittens: Wir werden den Rat für Finanzpolitik auflösen und die 
Polnische Nationalbank dazu verpflichten, die Devisenreserven, 
die gegenwärtig etwa dreißig Mrd US$ betragen und auf ameri­
kanischen und deutschen Wertpapiermärkten deponiert sind, auf 
dem polnischen Markt zu investieren. Die Investitionen der Pol­
nischen Nationalbank werden für den Autobahn- und Woh­
nungsbau, für die Entwicklung der dörflichen Infrastruktur und 
die Stützung des Exports vorgesehen. Die Polnische National­
bank wird Konten für natürliche Personen und Wirtschaftssub­
jekte aus dem Ausland einführen und damit den Transfer von 
Gewinnen ins Ausland beschränken. Diese Mittel werden das in-
vestive Kapital vergrößern. Wir werden eine generalstaatsan-
waltüche Behörde ins Leben rufen, die die bisherige sogenannte 
Privatisierung sowie die Kontrolle über den nationalen Besitz 
überprüft. 
Viertens: Wir werden die Mittel für die Bildung und das Schul­
wesen erhöhen und einen Ausbildungsbon einführen, mit dessen 
Hilfe die entsprechenden Geldmittel dem einzelnen Kind für 
eine von den Eltern gewählte öffentliche oder private Schule zu­
geteilt werden. Wir werden die Gehälter qualifizierter Lehrer er­
heblich erhöhen, wir werden allen Jugendlichen eine allgemeine 
Mittelschulausbildung zukommen lassen und den Studenten ein 
-System von rückzuzahlenden Stipendien oder einen billigen Aus­
bildungskredit gewähren, der Dorfjugend garantieren wir ein 
kostenloses Studium. Es wird Pflicht des Staates sein, die polni­
sche Wissenschaft und den wissenschaftlich-technischen Fort­
schritt, der uns an die Weltelite heranführen soll, zu schützen. 
Fünftens: Wir werden den Polen den nationalen Besitz in Form 
einer allgemeinen Eigentumsverleihung zurückgeben. Wir wer­
den einen nationalen Aktienmarkt schaffen, der die strategi­
schen Industriezweige Energie und Telekommunikation sowie 
Raffinerien und Banken umfaßt. Die Interessen der Betriebsbe­
legschaften werden wir in besonderer Weise berücksichtigen. 
Sechstem: Wir werden den Wohnungsbau durch niedrige und 
langfristige Kredite für junge Ehepaare beleben. Wir werden die 
Mehrwertsteuer für Baumaterialien abschaffen und die Bildung 
von Eigentum für Polen in genossenschaftlichen, kommunalen 
und betrieblichen Wohnungen unterstützen. Jede polnische Fa­
milie muß eine eigene Wohnung haben. 
Siebtem: Wir werden die Mitglieder von Wohnungsgenossen­
schaften und die Landwirte, die schuldlos in die Kreditfalle gera­
ten sind, entschulden. Wir werden die Eintreibung von Wucher­
zinsen auf fiktive Schulden aussetzen. Wir werden das von den 
Sparbüchern gestohlene Geld zurückgeben. 
Achtens: Die Landwirtschaft und die Lebensmittelindustrie wer­
den wir zum Schwungrad der polnischen Wirtschaft machen. Wir 
werden zinslose Betriebsmittel- und Investitionskredite für die 
polnischen Landwirte einführen. Wir werden ein Gesetz über 
den Familienbetrieb, der Basis des polnischen Dorfes ist, verab­
schieden. Wir werden die Entscheidungen der Landwirtschafts­
agenturen (die mit der Privatisierung ehemals staatlicher Flächen 
beauftragt sind) überprüfen. Wir werden den Agrarmarkt durch 
den Schutz vor dem Zustrom subventionierter Lebensmittel aus 
der EU und aus anderen Ländern stabilisieren. Wir werden den 
Konzern <Polnischer Zucker> ins Leben rufen. Wir werden nicht 
zulassen, daß polnisches Land oder irgendein Betrieb aus der 
Branche Landwirtschaft und Lebensmittel an Ausländer ver­
kauft wird. Wir werden ein Ąnsiedlungsprogramm für die nörd­
lichen und westlichen Gebiete Polens einführen. Im Rahmen die­
ses Programms werden wir die Ansiedlung von Polen aus dem 
fernen Kasachstan vorschlagen. 
Neuntens: Unterstützen werden wir die polnische Industrie, den 
polnischen Hersteller und die polnische Technik. Wir werden 
den Kurs des Złoty der Realität anpassen. Der Export polnischer 
Waren muß von der Regierung der Republik Polen gestützt 
werden. Wir werden sofortige Maßnahmen zur Verringerung 
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des katastrophalen Defizits in der Handelsbilanz Polens er­
greifen. 
Zehntens: Wir werden die Funktionsfähigkeit und Glaubwürdig­
keit der staatlichen Verwaltung wieder herstellen, die Zahl der 
Ministerien verringern und die Bürokratie reduzieren. Wir wer­
den der Korruption und der Schmiergeldpraxis den Krieg er­
klären. Wir werden das System öffentlicher Ausschreibungen 
verbessern. Wir werden ein Kontroll verfahren hinsichtlich aller 
Maßnahmen zur Privatisierung der Wirtschaft einführen. Wir 
werden die Lustration (also die Durchleuchtung der politischen 
Vergangenheit) aller in der Politik, in der Verwaltung und im 
Gerichtswesen tätigen Beamten sowie der Journalisten fordern. 
Agenten kommunistischer sowie fremder Dienste werden sofort 
von ihren staatlichen Ämtern entfernt. Mit Hochstaplern werden 
wir abrechnen. 
Elftem: Wir werden Banditentum und Kriminalität reduzieren. 
Wir werden die sogenannte Mafia liquidieren, korrupte Polizi­
sten, Staatsanwälte und Richter ihrer Ämter entheben. Wir 
werden die Rechtsprechung effizienter gestalten, indem wir die 
Länge der Gerichtsverhandlungen maximal abkürzen. Wir wer­
den die Kader der Polizei und der Spezialdienste verjüngen. 
Zwölftens: Wir werden das menschliche Leben von der Emp­
fängnis bis zu seinem natürlichen Tod schützen. 
Dreizehntem: Wir werden eine Änderung der Verfassung der 
Republik Polen anstreben. Gott ist der Richter einer jeden Na­
tion. Es ziemt sich demnach, daß sich die Verfassung der Repu­
blik Polen in ihrer Präambel auf den Namen Gottes beruft und 
dadurch ein klares und festes Fundament für das Rechtssystem 
der Republik und die Ethik des öffentlichen Dienstes geschaffen 

. wird. Wir werden aus der Verfassung der Republik Polen folgen­
de für Polen und die Polen schädlichen Artikel streichen: Art. 90 
erlaubt ohne Einverständnis des Volkes die Übergabe der Be­
fugnisse der polnischen Staatsmacht an internationale Organisa­
tionen. Art. 220 macht den polnischen Staat zum Schuldner pri­
vater Banken. Art. 227 beruft den Rat für Finanzpolitik ein. Das 
Existenzrecht der Nation und der Staatsmacht basiert auf der 
Sorge für das Gemeinwohl, das von der Verfassung garantiert 
werden sollte. In der gegenwärtigen Verfassung der Republik 
Polen gibt es keine solche Garantie, also muß man sie ändern.»22 

Der Begriff des Solidarismus ist bekanntlich definitorisch besetzt 
und stellt einen Baustein der katholischen Soziallehre dar. Syste­
matisch wurde er vom Jesuiten Heinrich Pesch entwickelt, der so 
einen dritten Weg zwischen Liberalismus und Sozialismus zu 
entwerfen versuchte.23 Erweitert man diesen durch nationalisti­
sche Ideologen (z. B. Otto Strasser) diskreditierten Begriff aller­
dings um das Attribut «national», so ergibt sich hier ein mixtum 
compositum, das eine deutliche Affinität zu nationalsozialisti­
schen Wirtschafts­ und Sozialprogrammen der alten und neuen 
Rechten in Europa aufweist.24 Dabei verstehen sich die Vertreter 
der neuen Rechten als entschiedene Gegner einer globalen Wirt­
schaft, die den eigenen, nationalen Markt durch entsprechende. 
Schutzzölle gegen (überflüssige) Auslandsimporte schützen 
möchten. Gleichzeitig spricht man sich für eine den Wettbewerb 
verzerrende Förderung des eigenen Exports aus. In der hier 
vorgestellten Programmatik der LPR geht es ebenfalls um den 
Kampf gegen die kosmopolitische Haltung polnischer Eliten, wo­
mit nicht nur die ökonomische, sondern auch die kulturelle Ent­
wurzelung und Entfremdung angeprangert werden soll. Hieraus 
ergibt sich auch die explizite Betonung der Familie, als eines so­

22 Założenia programowe Ligi Polskich Rodzin, in: http://www.lpr.pl/dok  
oficjalne/zal progr.html. 
23 Ernst Leuninger, Gerechtigkeit schafft Frieden. Ein Kurs zur Ein­
führung in die katholische Soziallehre, in: http:// www.leuninger.de/kath­
soziallehre/Einheit 3.PDF; A. Rauscher, Heinrich Pesch, in: A. Aretz, B. 
Morsey, A. Rauscher, Hrsg., Zeitgeschichte in Lebensbildern. Band 3, 
Mainz 1979, S. 138­148; H..Pesch, Lehrbbuch der Nationalökonomie. 
Band 1. Freiburg 1905; Ders., Solidarismus, in.' Stimmen aus Maria Laach 
32 (1902) S. 38­60 und 307­324. 
24 Peter List, Die nationale Volkswirtschaft als Alternative zu Kommunis­
mus und Kapitalismus, in: http://www.staatsbriefe.e/1994/19941ist.htm, 
S. 15­20. 
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Überlegungen zu den Grenzen der Philosophie wer­

den hier als Vergewisserungen über die wirklichen 
Möglichkeiten von Philosophie verstanden, also 
nicht resignativ, sondern aufklärend, insbesondere 
gegenüber mit laxem Methodenbewußtsein operie­

renden Philosophien, die sozusagen über ihre Ver­

hältnisse leben. 

Was die gegenwärtige Lage des «Christentums» an­

geht, so werden Veränderungen bzw. Verände­

rungsprozesse bewußtgemacht, die das Christentum, 
d.h. das Christsein, in erhebliche Schwierigkeiten 
bringen. Wird es zu einer Erneuerung kommen? 

Die Beiträge, die 1990­2001 in der ORIENTIE­

RUNG erschienen sind, wenden sich an Christen 
und alle, die sich noch für grundsätzliche Fragen der 
Weltdeutung interessieren. 

zialen Bereichs, in. dem Harmonie und Geborgenheit herrschen 
sollen. Aus einem Ende 2001 in der «Polityka» veröffentlichten 
Artikel wird deutlich, daß die darin zitierten Politiker der LPR 
einem Familienkult und Erziehungsmethoden huldigen, die ana­
chronistisch anmuten. Es entsteht der Eindruck, daß die meisten 
von ihnen mit den gesellschaftlichen Realitäten Polens, wenig 
vertraut sind, sich in gewisser Weise bewußt abgekehrt und ab­
gekapselt haben.25 In diesem Kontext spricht man sich deshalb 
auch kategorisch gegen jede Form der Abtreibung aus, aber auch 
gegen Sterbehilfe und das Klonen von Menschen.26 

Internationale Bündnissysteme ­ wie die Nato und die EU ­
werden abgelehnt, da sie die Souveränität der Nation und des 
Volkes in Frage stellen. Dagegen fordert man vom Staat die Un­
terstützung sämtlicher nationaler Wirtschaftszweige und (gefähr­
deter) Berufsgruppen, also Stützungsprogramme für die polni­
sche Industrie und Landwirtschaft, pauschal die Beseitigung von 
Armut und Arbeitslosigkeit, die Besserstellung der Lehrer usw. 
Wie diese enorme Umverteilung allerdings zu bewerkstelligen 
ist, ohne einzelne (reichere) Gruppen der Gesellschaft zu be­
nachteiligen, um die Masse der Unterversorgten nachhaltig zu 
unterstützen, bleibt unausgesprochen. Offenbar durch den Ab­
bau der aufgeblähten Staatsbürokratie und durch eine entschie­
denere Kontrolle der (korrupten) Wirtschaftseliten. Gefordert 
wird also ein autoritärer, starker Staat, der insgesamt eine dirigi­
stische, interventionistische und isolationistische Wirtschaftspo­
litik betriebe. 
Diese Programmatik der LPR hat somit einen persuasiven, 
appellativen, auf den populistisch geführten Wahlkampf zuge­
spitzten Charakter. Mit anderen Worten: es werden sozioökono­
mische Maximalziele ohne finanzielle Deckungsvorschläge for­

25 Bianka Mikołajewska, Agnieszka Zagner, Życie rodzinne Ligi Polskich 
Rodzin, in: Polityka, 22./29.12 2001, S. 36ff. 
26 Deklaracja Ideowa oraz Założenia Programowe Ligi Polskich Rodzin, 
in: http://www.lpr.pl/dok oficjalne/deki id.html. Verabschiedet am 5. April 
2002 vom Politischen Rat der LPR. 
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